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Ordnung
über die Deutsche Sprachprüfung
für den Hochschulzugang (DSH)

an der Universität Hamburg

Vom 4. April 2007

Das Präsidium der Universität Hamburg hat am 3. Mai
2007 die von der Fakultät für Geisteswissenschaften am
4. April 2007 auf Grund von § 91 Absatz 2 Nummer 1 des
Hamburgischen Hochschulgesetzes (HmbHG) vom 18. Juli
2001 (HmbGVBl. S. 171) in der Fassung vom 22. Dezember
2006 (HmbGVBl. S. 614, 624) beschlossene „Ordnung über
die Deutsche Sprachprüfung für den Hochschulzugang
(DSH) an der Universität Hamburg“ gemäß § 108 Absatz 1
HmbHG genehmigt.

A.

Allgemeine Prüfungsbestimmungen

§ 1

Anwendungsbereich

(1) Diese Ordnung regelt den Nachweis hinreichender
deutscher Sprachkenntnisse durch die Deutsche Sprach-
prüfung für den Hochschulzugang (DSH) an der Univer-
sität Hamburg. Der Nachweis der sprachlichen Studier-
fähigkeit ist nach § 4 der Satzung der Universität Hamburg
über die Zulassung zum Studium (UniZS) vom 16. Juni
2005 Voraussetzung für die Immatrikulation von Studien-
bewerberinnen und Studienbewerbern, die ihre Hochschul-
zugangsberechtigung nicht an einer deutschsprachigen
Einrichtung erworben haben. 

(2) An der Universität Hamburg wird die DSH durch
das Lehrgebiet Deutsch als Fremdsprache der Universität
angeboten und verantwortet. Durch die Prüfungsorganisa-
tion wird sichergestellt, dass zum Sommersemester min-
destens eine und zum Wintersemester mindestens zwei
Prüfungsmöglichkeiten angeboten werden. 

(3) In den Prüfungen zum Nachweis sprachlicher Stu-
dierfähigkeit werden mit DSH-3 und DSH-2 unterschied-
liche Stufen der sprachlichen Studierfähigkeit an der Uni-
versität Hamburg ausgewiesen. Eine mindestens mit dem
Gesamtergebnis DSH-2 bestandene DSH gilt als Nachweis
der sprachlichen Studierfähigkeit für die uneingeschränkte
Zulassung oder Einschreibung zu allen Studiengängen und
Studienabschlüssen. Mit Erreichen der Ebene DSH-3 wer-
den besonders hohe Deutschkenntnisse nachgewiesen. Die
DSH-3 liegt über dem für die Zulassung oder Einschrei-
bung erforderlichen Niveau.

(4) Neben dem Nachweis der sprachlichen Studierfähig-
keit nach Absatz 3 Satz 2 werden auch 

a) der „Test Deutsch als Fremdsprache“ (TestDaF) mindes-
tens mit dem Ergebnis TDN 4 in allen Teilprüfungen
oder

b) der Prüfungsteil „Deutsch“ der Feststellungsprüfung an
Studienkollegs mindestens mit der Note „ausreichend“

anerkannt. 

(5) Vom Nachweis der sprachlichen Studierfähigkeit
nach den Absätzen 3 und 4 sind Studienbewerberinnen und
Studienbewerber befreit, die

a) das „Deutsche Sprachdiplom der Kultusministerkon-
ferenz – Stufe II“ (DSD II) (Beschlüsse der KMK vom
16. März 1972 und vom 5. Oktober 1973 in jeweils
geltender Fassung);

b) die „Zentrale Oberstufenprüfung“ (ZOP) des Goethe-
Instituts, die in Deutschland von einem Goethe-Institut
oder im Ausland von einem Goethe-Institut oder einer
Institution mit einem Prüfungsauftrag des Goethe-Insti-
tuts abgenommen wurde, oder

c) das „Kleine Deutsche Sprachdiplom“ oder das „Große
Deutsche Sprachdiplom“, die vom Goethe-Institut im
Auftrag der Ludwig-Maximilians-Universität München
verliehen werden,

bestanden haben.

(6) Die Prüfungen sollen nicht länger als drei Jahre
zurückliegen.

§ 2

Zweck der Prüfung

(1) Durch die DSH wird die sprachliche Studierfähig-
keit in den Bereichen Hörverstehen, Leseverstehen und
wissenschaftssprachliche Strukturen, Textproduktion sowie
Mündlicher Ausdruck nachgewiesen. Das Prüfungszeugnis
weist das Gesamtergebnis aus mündlicher und schriftlicher
Prüfung als DSH-3, DSH-2 oder DSH-1 mit Angabe der in
den einzelnen Bereichen erreichten Ergebnisse aus. Das
Prüfungszeugnis dokumentiert die mit einzelnen Ergebnis-
sen nachgewiesenen sprachlichen Fähigkeiten.

(2) Wird durch die DSH eine sprachliche Studier-
fähigkeit der Ebene DSH-2 nachgewiesen, so enthält das
Prüfungszeugnis eine Empfehlung zum Besuch von Sprach-
lehrveranstaltungen Deutsch als Fremdsprache/Wissen-
schaftssprache.

(3) In Fällen, in denen Sprachkenntnisse der Ebene
DSH-1 nachgewiesen werden, enthält das Prüfungszeugnis
spezifizierte Empfehlungen zum Besuch von Sprachlehr-
veranstaltungen Deutsch als Fremdsprache.
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§ 3
Zulassung, Nachteilsausgleich bei Prüfungen für

behinderte Studienbewerberinnen und Studienbewerber

(1) Die Zulassung zur DSH regelt der/die Vorsitzende
des Prüfungsausschusses. Die Zulassung richtet sich nach
der Satzung der Universität Hamburg über die Zulassung
zum Studium (Universitäts-Zulassungssatzung – UniZS)
vom 16. Juni 2005.

(2) Für die Teilnahme an der DSH kann ein Prüfungs-
entgelt nach § 6 Absatz 5 des HmbHG in der Fassung vom
6. Juli 2006 erhoben werden. 

(3) Macht eine Prüfungsteilnehmerin oder ein Prüfungs-
teilnehmer bei Anmeldung zur Prüfung glaubhaft, dass
wegen länger dauernder oder ständiger körperlicher Behin-
derung die Prüfungsleistungen ganz oder teilweise nicht in
der vorgesehenen Form erfüllt werden können, wird gestat-
tet, die Prüfungsleistungen in einer verlängerten Bearbei-
tungszeit oder gleichwertige Prüfungsleistungen in einer
anderen Form zu erbringen. Dazu kann die Vorlage eines
ärztlichen Attests verlangt werden.

§ 4
Gliederung der Prüfung

(1) Die DSH besteht aus einer schriftlichen und einer
mündlichen Prüfung. Die schriftliche Prüfung findet vor
der mündlichen Prüfung statt.

(2) Die schriftliche Prüfung gliedert sich gemäß § 13
Absatz 1 in die Teilprüfungen:
1. Verstehen und Verarbeiten eines Hörtextes,
2. Verstehen und Bearbeiten eines Lesetextes und wissen-

schaftssprachlicher Strukturen,
3. Vorgabenorientierte Textproduktion.

(3) Die für die mündliche Prüfung zuständige Prüfungs-
kommission kann durch Beschluss von einer mündlichen
Prüfung absehen, wenn ihr für die Beurteilung der münd-
lichen Kommunikationsfähigkeit andere hinreichende
Erkenntnisse vorliegen. Die mündliche Prüfung entfällt,
wenn der schriftliche Prüfungsteil gemäß § 5 Absatz 3 nicht
bestanden ist.

§ 5
Bewertung der Prüfung und Feststellung

des Prüfungsergebnisses

(1) Im Gesamtergebnis der Prüfung (100 %) sind die
Ergebnisse des schriftlichen Prüfungsteils gemäß § 13
Absatz 1 und der mündlichen Prüfung wie folgt gewichtet:
– Mündliche Prüfung: 30 %.
– Schriftliche Prüfung (insgesamt 70 %) mit den Teilprü-

fungen:
• Hörverstehen: 20 %,
• Leseverstehen: 20 %,

• Wissenschaftssprachliche Strukturen: 10 %,

• Textproduktion: 20 %.

(2) Falls Prüfungsvorleistungen vorliegen, sind diese
entsprechend zu berücksichtigen. Wissenschaftssprachliche
Strukturen sowie Verstehen und Bearbeiten eines Lese-
textes bilden eine gemeinsame Teilprüfung.

(3) Die schriftliche Prüfung ist bestanden, wenn von den
in allen Teilprüfungen gemäß § 13 Absatz 1 insgesamt
gestellten Anforderungen mindestens 57 % erfüllt sind. 

(4) Die mündliche Prüfung ist bestanden, wenn min-
destens 57 % der Anforderungen erfüllt sind. 

(5) Die Gesamtprüfung ist bestanden, wenn sowohl die
schriftliche Prüfung gemäß Absatz 3 als auch die mündliche
Prüfung gemäß Absatz 4 bestanden sind.

(6) Wird gemäß § 4 Absatz 3 von einer mündlichen Prü-
fung abgesehen, so ist die Gesamtprüfung bestanden, wenn
die schriftliche Prüfung gemäß Absatz 3 bestanden ist; in
diesem Fall wird das Ergebnis der mündlichen Prüfung
durch die Prüfungskommission zur Feststellung des Ge-
samtergebnisses mit 62 %, 75 % oder 90 % festgesetzt und im
Prüfungszeugnis mit dem Vermerk „von der mündlichen
Prüfung befreit“ angegeben.

(7) Das Gesamtergebnis der Prüfung gemäß Absatz 1
wird festgestellt:

– als DSH-1, wenn sowohl in der schriftlichen als auch der
mündlichen Prüfung mindestens 57 % der Anforderun-
gen erfüllt wurden;

– als DSH-2, wenn sowohl in der schriftlichen als auch der
mündlichen Prüfung mindestens 67 % der Anforderun-
gen erfüllt wurden;

– als DSH-3, wenn sowohl in der schriftlichen als auch der
mündlichen Prüfung mindestens 82 % der Anforderun-
gen erfüllt wurden.

§ 6

Prüfungsausschuss, Prüfungskommission

(1) Der Vorstand des Departments Sprache, Literatur,
Medien I setzt einen Prüfungsausschuss zur ordnungs-
gemäßen Durchführung der DSH ein. 

(2) Der Prüfungsausschuss besteht aus einem Mitglied
aus der Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hochschul-
lehrer einschließlich der dieser Gruppe zuzuordnenden
habilitierten Dozentinnen und Dozenten, einem Mitglied
aus der Gruppe des akademischen Personals einschließlich
der dieser Gruppe zuzuordnenden nicht habilitierten
Dozentinnen und Dozenten sowie einem Mitglied aus der
Gruppe der Studierenden. 

(3) Der Prüfungsausschuss setzt die Prüfungskommis-
sionen ein, die sich jeweils mindestens zur Hälfte aus haupt-
amtlichen Lehrkräften des Lehrgebiets Deutsch als Fremd-
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sprache der Universität Hamburg zusammensetzen, und
bestimmt aus den hauptamtlichen Lehrkräften des Lehrge-
biets Deutsch als Fremdsprache die bzw. den Vorsitzende/n
der Prüfungskommission.

(4) Der Prüfungskommission, vor der die mündliche
Prüfung abgelegt wird, soll nach Möglichkeit ein/e Vertre-
ter/in des Studienfaches bzw. der Fakultät angehören, in
dem bzw. in der die Aufnahme des Studiums beabsichtigt
ist.

§ 7

Versäumnis, Rücktritt

(1) Eine Prüfungsleistung gilt als mit „nicht aus-
reichend“ bewertet, wenn der Prüfling ohne triftigen
Grund einen Prüfungstermin versäumt, nach Beginn einer
(Teil-)Prüfung zurücktritt oder eine schriftliche Prüfungs-
leistung nicht innerhalb der vorgesehenen Bearbeitungszeit
beginnt oder erbringt. 

(2) Der für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend
gemachte Grund muss dem Prüfungsausschuss unverzüg-
lich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden.
Bei Krankheit des Prüflings ist ein ärztliches Attest vorzu-
legen. Wird der Grund anerkannt, so wird der nächstmög-
liche Prüfungstermin festgesetzt. Bereits vollständig
erbrachte Teilprüfungsleistungen werden angerechnet.
Nach Beendigung einer Prüfungsleistung können Rück-
trittsgründe nicht mehr geltend gemacht werden.

§ 8

Täuschung, Ordnungsverstoß

(1) Versucht der Prüfling das Ergebnis einer Prüfungs-
leistung durch Täuschung oder Benutzung nicht zugelasse-
ner Hilfsmittel zu beeinflussen, wird die Prüfungsleistung
mit „nicht ausreichend“ bzw. „nicht bestanden“ bewertet.
Zu den nicht zugelassenen Hilfsmitteln gehören bei
Klausuren und mündlichen Prüfungen z. B. Mobiltelefone.
Gleiches gilt für Prüfungsleistungen von Prüflingen, die
ihre Prüfungsergebnisse während des Prüfungsverfahrens
anderen zur Verfügung stellen, ohne dass dies ausdrücklich
vorgesehen ist.

(2) Bei einer Täuschung oder Benutzung nicht zugelas-
sener Hilfsmittel im Sinne des Absatzes 1 während und
nach Austeilung von Prüfungsaufgaben wird der Prüfling
von der Fortsetzung der Prüfungsleistung nicht ausge-
schlossen. Der oder die jeweilige Aufsichtsführende fertigt
über das Vorkommnis einen Vermerk, den er oder sie nach
Abschluss der Prüfungsleistung unverzüglich dem bzw. der
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses vorlegt. Der Prüf-
ling wird unverzüglich über den gegen ihn erhobenen Vor-
wurf unterrichtet. Die Entscheidung über das Vorliegen
eines Täuschungsversuches trifft das vorsitzende Mitglied
des Prüfungsausschusses. Dem Prüfling ist zuvor Gelegen-
heit zur Äußerung zu geben.

(3) Hat ein Prüfling bei einer Prüfungsleistung
getäuscht und wird diese Tatsache erst nach Ablegen der
Prüfung bekannt, kann die Note entsprechend Absatz 1
berichtigt und die Prüfung gegebenenfalls für nicht bestan-
den erklärt werden. Das unrichtige Zeugnis ist einzuziehen
und gegebenenfalls ein neues zu erteilen. Eine Entschei-
dung nach Satz 1 ist nach einer Frist von fünf Jahren ab dem
Datum des Zeugnisses ausgeschlossen.

(4) Ein Prüfling, der den ordnungsgemäßen Ablauf der
Prüfung stört, kann von dem jeweiligen Prüfer oder
Aufsichtsführenden bzw. der jeweiligen Prüferin oder Auf-
sichtsführenden von der Fortsetzung der Prüfungsleistung
ausgeschlossen werden; in diesem Fall gilt die betreffende
Prüfungsleistung als mit „nicht ausreichend“ bewertet. In
schwerwiegenden Fällen kann der Prüfungsausschuss den
Prüfling von der Erbringung weiterer Prüfungsleistungen
ausschließen.

(5) Bei den Entscheidungen nach den Absätzen 1, 3 und
4 kann der Prüfling eine Überprüfung durch die Prüfungs-
kommission verlangen. Der Antrag muss unverzüglich
gestellt werden. 

§ 9

Widerspruchsverfahren

Widersprüche gegen das Prüfungsverfahren und gegen
Prüfungsentscheidungen sind, sofern eine Rechtsmittel-
belehrung erteilt wurde, innerhalb eines Monats, sonst
innerhalb eines Jahres nach Bekanntgabe bei dem oder der
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses einzulegen. Der
Widerspruch sollte schriftlich begründet werden. Hilft der
Prüfungsausschuss dem Widerspruch nicht oder nicht in
vollem Umfang ab, so ist er dem Widerspruchsausschuss
der Universität zuzuleiten. 

§ 10

Einsicht in die Prüfungsakten

Bis zu einem Jahr nach Abschluss der einzelnen Prüfun-
gen wird vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses auf
schriftlichen Antrag des Prüflings in angemessener Frist
Einsicht in seine schriftlichen Prüfungsarbeiten, die darauf
bezogenen Gutachten und die Prüfungsprotokolle gewährt,
soweit diese nicht bereits ausgehändigt worden sind. 

§ 11

Wiederholung der Prüfung

Die DSH kann wiederholt werden. Bei einem Gesamt-
ergebnis DSH-1 kann der Prüfling nach Teilnahme an einer
Studienberatung den nächstmöglichen Prüfungstermin
wahrnehmen. Bei einer nicht bestandenen Gesamtprüfung
kann der Prüfling die DSH erst zum darauf folgenden
Semester wiederholen. 
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§ 12

Prüfungszeugnis

(1) Das Prüfungszeugnis weist das Prüfungsergebnis mit
den erreichten Leistungen gemäß § 2 Absatz 1 in Verbin-
dung mit § 5 Absatz 7 aus.

(2) Über die DSH wird ein Zeugnis gemäß Anhang aus-
gestellt, das von dem/der Prüfungsvorsitzenden und einem
dafür benannten Mitglied der Prüfungskommission unter-
zeichnet wird. Das Zeugnis enthält den Vermerk, dass die
der Prüfung zugrunde liegende Ordnung über die Deutsche
Sprachprüfung für den Hochschulzugang (DSH) an der
Universität Hamburg den Bestimmungen der Rahmen-
ordnung über Deutsche Sprachprüfungen für das Studium
an deutschen Hochschulen (RO-DT) entspricht.

(3) Liegt das Gesamtergebnis der Prüfung unterhalb von
DSH-1, kann eine Bescheinigung ausgestellt werden.

B.

Besondere Prüfungsbestimmungen

§ 13

Schriftliche Prüfung

(1) Die schriftliche Prüfung umfasst die Teilprüfungen:

1. Verstehen und Verarbeiten eines Hörtextes (Bearbei-
tungszeit: 10 Minuten nach dem 1. Vortrag und
40 Minuten nach dem 2. Vortrag. Die Vortragszeit selbst
und eventuelle Vorentlastungen werden nicht auf die
Bearbeitungszeit angerechnet),

2. Verstehen und Bearbeiten eines Lesetextes und wissen-
schaftssprachlicher Strukturen (90 Minuten einschließ-
lich Lesezeit),

3. Vorgabenorientierte Textproduktion (60 Minuten).

(2) Die Teilprüfungen sollten mindestens zwei Themen-
bereichen zuzuordnen sein. Bei der Bearbeitung der Auf-
gaben sind einsprachige Wörterbücher zugelassen. Elektro-
nische/andere Hilfsmittel sind nicht zugelassen.

(3) Die gesamte schriftliche Prüfung dauert höchstens
vier Zeitstunden.

(4) Aufgabenbereiche:

1. Verstehen und Verarbeiten eines Hörtextes

Mit der Prüfung soll die Fähigkeit aufgezeigt werden,
Vorlesungen und Vorträgen aus dem wissenschaftlichen
Bereich mit Verständnis zu folgen, sinnvoll Notizen
dazu anzufertigen und damit zu arbeiten.

a) Art und Umfang des Textes

Es soll ein Text zugrunde gelegt werden, welcher der
Kommunikationssituation Vorlesung/Übung ange-
messen Rechnung trägt. Der Text setzt keine Fach-
kenntnisse voraus, gegebenenfalls nur solche, die

Gegenstand eines vorausgegangenen fachspezifisch
orientierten Unterrichts waren. Der Text soll je nach
Redundanz im Umfang einem schriftlichen Text von
nicht weniger als 5500 und nicht mehr als 7000 Zei-
chen (mit Leerzeichen) entsprechen.

b) Durchführung

Der Hörtext wird zweimal präsentiert. Dabei dürfen
Notizen gemacht werden. Vor der Präsentation des
Prüfungstextes können Hinweise über dessen thema-
tischen Zusammenhang gegeben werden. Die
Angabe von Namen, Daten und schwierigen Fach-
begriffen und die Veranschaulichung durch visuelle
Hilfsmittel ist zulässig. Die Art der Präsentation soll
der Kommunikationssituation Vorlesung/Übung
angemessen Rechnung tragen.

c) Aufgabenstellung

Die Aufgabenstellung ist abhängig von der Struktur
des Prüfungstextes. Sie soll insbesondere das inhalt-
liche Verstehen und das Erkennen der Themenstruk-
tur und der Textorganisation zum Gegenstand haben.
Es können verschiedenartige und miteinander kom-
binierbare Aufgaben gestellt werden, z. B.

– Beantwortung von Fragen,

– Strukturskizze,

– Resümee,

– Darstellung des Gedankengangs.

Eine zusammenhängende inhaltliche Wiedergabe eines
Vortragsteils ist wesentlicher Bestandteil der Aufgaben-
stellung.

d) Bewertung

Die Leistung ist zu bewerten nach Vollständigkeit
und Angemessenheit der Erfüllung der gestellten
Aufgaben. Dabei sind inhaltliche Aspekte stärker zu
berücksichtigen als sprachliche Korrektheit.

2. Verstehen und Bearbeiten eines Lesetextes und wissen-
schaftssprachlicher Strukturen

Mit der Prüfung soll die Fähigkeit aufgezeigt werden,
einen schriftlich vorgelegten Text zu verstehen und sich
damit auseinander zu setzen.

a) Art des Textes

Es soll ein weitgehend authentischer, studienbezoge-
ner und wissenschaftsorientierter Text vorgelegt wer-
den, der keine Fachkenntnisse voraussetzt, gegebe-
nenfalls nur solche, deren Themen Gegenstand eines
vorangegangenen fachspezifisch orientierten Unter-
richts waren. Dem Text kann z. B. eine Grafik, ein
Schaubild oder ein Diagramm beigefügt werden.

Der Text soll einen Umfang von nicht weniger als
4000 und nicht mehr als 5500 Zeichen haben (mit
Leerzeichen).
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b) Aufgabenstellung

Die Aufgabenstellung im Leseverstehen ist abhängig
von der Struktur des Prüfungstextes. Das Textverste-
hen und die Fähigkeit zur Textbearbeitung können
u. a. durch folgende Aufgabentypen überprüft wer-
den:

– Beantwortung von Fragen,

– Darstellung der Argumentationsstruktur des Tex-
tes,

– Darstellung der Gliederung des Textes,

– Erläuterung von Textstellen,

– Formulierung von Überschriften,

– Zusammenfassung.

Die Aufgabenstellung im Bereich Strukturen bein-
haltet das Erkennen, Verstehen und Anwenden wis-
senschaftssprachlich relevanter Strukturen. Diese
Aufgabenstellung soll die Besonderheiten des zu-
grunde gelegten Textes zum Gegenstand haben (z. B.
syntaktisch, wortbildungsmorphologisch, lexika-
lisch, idiomatisch, textsortenbezogen) und kann u. a.
Ergänzungen, Fragen zum Verstehen komplexer
Strukturen sowie verschiedene Arten von Umfor-
mungen (Paraphrasierung, Transformation) beinhal-
ten. Sie soll vom Umfang 25 % dieser Teilprüfung
umfassen.

c) Bewertung

Die Leistung ist nach Vollständigkeit und Angemes-
senheit der Erfüllung der gestellten Aufgaben zu
bewerten. Dabei sind bei den Aufgaben zum Lesever-
stehen inhaltliche Aspekte stärker zu berücksichti-
gen als sprachliche Korrektheit, bei den Aufgaben zu
Strukturen ist nach sprachlicher Richtigkeit zu
bewerten.

3. Vorgabenorientierte Textproduktion 

Mit der Prüfung soll die Fähigkeit aufgezeigt werden,
sich selbstständig und zusammenhängend zu einem
studienbezogenen und wissenschaftsorientierten Thema
zu äußern.

a) Aufgabenstellung

Die Textproduktion sollte einen Umfang von etwa
200 Wörtern haben. Sie sollte jeweils mindestens
eine der sprachlichen Handlungen aus den folgenden
Gruppen beinhalten:

– Beschreiben, Vergleichen, Beispiele anführen,

– Argumentieren, Kommentieren, Bewerten,

– Vorgaben zur Textproduktion können sein: Grafi-
ken, Schaubilder, Diagramme, Stichwortlisten,
Zitate.

Sie darf nicht den Charakter eines freien Aufsatzes
annehmen. Durch die Aufgabenstellung sollte aus-

geschlossen werden, dass die Aufgaben schematisch
durch vorformulierte Passagen gelöst werden kön-
nen.

b) Bewertung

Die Leistung ist zu bewerten nach inhaltlichen
Aspekten (Angemessenheit, Textaufbau, Kohärenz)
und nach sprachlichen Aspekten (Korrektheit, Wort-
wahl, Syntax). Dabei sind die sprachlichen Aspekte
stärker zu berücksichtigen.

§ 14

Mündliche Prüfung

Die Prüfung soll die Fähigkeit zeigen, studienrelevante
sprachliche Handlungen (Erörtern, Bewerten, Exemplifi-
zieren, Informieren, ...) spontan, fließend und angemessen
auszuführen und zu rezipieren sowie mit relevanten
Interaktionsstrategien (Sprecherwechsel, Kooperieren, um
Klärung bitten, ...) umzugehen.

a) Aufgabenstellung und Durchführung

Die Dauer des Prüfungsgesprächs soll 20 Minuten nicht
überschreiten.

Die mündliche Prüfung besteht aus einem Kurzvortrag
möglichst beschreibender Art von maximal 5 Minuten
und einem anschließenden Dialog mit dem Prüfer/
der Prüferin von maximal 15 Minuten. Grundlage der
mündlichen Prüfung sollen ein kurzer, nicht zu komple-
xer und sprachlich nicht zu schwieriger Text und/oder
ein Schaubild/eine Grafik sein. Zur Vorbereitung des
Prüfungsgesprächs soll dem Kandidaten eine Vorberei-
tungszeit von maximal 15 Minuten gewährt werden.

b) Bewertung

Die Leistung ist zu bewerten nach der inhaltlichen
Angemessenheit, Verständlichkeit und Selbstständig-
keit der Aussagen, dem Gesprächsverhalten, der sprach-
lichen Korrektheit und lexikalischen Differenziertheit,
der Aussprache und Intonation.

C.

Schlussbestimmungen

§ 15

Inkrafttreten

Diese Ordnung tritt am Tage nach der Genehmigung
durch das Präsidium in Kraft. Die „Ordnung für die
Prüfung in Deutsch für Ausländer“ vom 31. Juli 1959 wird
aufgehoben.

Hamburg, den 3. Mai 2007

Universität Hamburg
Amtl. Anz. S. 1336


